
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 
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13/01 Staatsvertragsdurchführung 

Text 

II. Verfahren. 

§ 8. (1) Entschädigungsansprüche nach diesem Bundesgesetz sind bei sonstigem Ausschluß bis 
spätestens 31. Dezember 1963 beim Bundesministerium für Finanzen in Wien anzumelden. 

(2) Zur Anmeldung sind die amtlich aufgelegten Formblätter für die „Anmeldung österreichischer 
Vermögenschaften, Rechte und Interessen in Jugoslawien“ zu verwenden. Der Anmeldung sind die zur 
Begründung des Entschädigungsanspruches dienenden Urkunden im Original oder in gerichtlich oder 
notariell beglaubigter Abschrift beizufügen. Nicht in deutscher Sprache abgefaßten Urkunden ist eine 
beglaubigte Übersetzung in die deutsche Sprache beizuschließen. Andere Beweismittel, deren sich der 
Entschädigungswerber zum Nachweis seiner tatsächlichen Behauptungen bedienen will, sind im 
einzelnen genau zu bezeichnen. 

(3) Anmeldungen, die vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit einem Antrag auf 
Gewährung von Vorschüssen auf einem vom Bundesministerium für Finanzen aufgelegten Formblatt für 
die „Anmeldung österreichischer Vermögenschaften, Rechte und Interessen in Jugoslawien, verbunden 
mit Antrag auf Vorschußzahlung“ eingebracht worden sind, gelten als Anmeldungen im Sinne des Abs. 2. 

(4) Sonstige beim Bundesministerium für Finanzen oder bei anderen Stellen vorgenommene 
Anmeldungen ersetzen nicht die nach diesem Bundesgesetz erforderliche Anmeldung, doch ist auf eine 
solche Anmeldung in der nach diesem Bundesgesetz vorzunehmenden Anmeldung Bezug zu nehmen. 

Anmerkung 

ÜR: Art. II, BGBl. Nr. 64/1972 
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